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Dringlichkeitsanfrage  DS  8/3542 des Abgeordneten Schaft (Die Linke) 
- Rechtssichere Einsatzführung und Unterrichtung auswärtiger Polizei-
kräfte beim AfD-Bundesparteitag in Erfurt - 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die o. a. Dringlichkeitsanfrage beantworte ich für die Landesregierung wie 
folgt: 

Frage 1: 
Welche Rechtsgrundlagen, Einsatzvorgaben und gerichtlichen Maßstäbe 
werden den beim AfD-Bundesparteitag in der Landeshauptstadt Erfurt ein-
gesetzten Polizeikräften, insbesondere Kräften aus anderen Ländern, vorab 
zur Anwendung gegenüber Versammlungen, Gegenversammlungen, Sitz-
protesten und sonstigen Protestformen vermittelt? 

Antwort: 
Für den bevorstehenden Einsatz gelten dieselben rechtlichen Rahmenbe-
dingungen wie für jeden anderen Einsatz im Zusammenhang mit Versamm-
lungslagen. Das polizeiliche Handeln erfolgt auf Grundlage der einschlägi-
gen Rechtsvorschriften. Maßgeblich sind insbesondere die Bestimmungen 
des Grundgesetzes, des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befug-
nisse der Polizei (Polizeiaufgabengesetz — PAG), des Versammlungsgeset-
zes, des Strafgesetzbuches sowie der Strafprozessordnung. Weiterhin findet 
die einschlägige Rechtsprechung, insbesondere des Bundesverfassungsge-
richts und der Fachgerichte, Beachtung. Darüber hinaus wird ein polizeilicher 
Einsatzbefehl erarbeitet, der bereits im Vorfeld der Versammlungslage für 
alle eingesetzten Polizeikräfte zur Verfügung gestellt wird und Bindungswir-
kung entfaltet. 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 

Unser Zeichen: 

(bitte bei Antwort angeben) 
1010-M4-0016/6890-5-73839/2026 

Erfurt, 23. Juni 2026 

Informationen zum Umgang mit Ihren Daten im Thüringer Ministerium für Inneres, 
Kommunales und Landesentwicklung finden Sie im Internet unter 
httos://innen.thueringen.delwir/datenschutz/.  
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen eine Papierfassung. 

Seite 1 von 4 

Thüringer Ministerium für Inneres, 
Kommunales und Landesentwicklung 
Steigerstraße 24 
99096 Erfurt 
Telefon +49 (361) 57-100 
Telefax +49 (361)57 1313 134 
poststelle@tmikl.thueringen.de  
www.innen.thuerinden.de   
USt-ID: DE 811 505 457 
Leitweg-ID:  16900301-0001-47 



Frage 2: 
Wie stellt die Landesregierung sicher, dass Polizeikräfte aus anderen Län-
dern im Einsatz in der Landeshauptstadt Erfurt einheitlich nach den im Frei-
staat Thüringen maßgeblichen Rechtsgrundlagen, den Vorgaben der Thü-
ringer Einsatzleitung und den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit, Deeska-
lation, praktischen Konkordanz und Versammlungsfreundlichkeit handeln? 

Antwort: 
Eine einheitliche Rechtsanwendung wird durch die zentrale Einsatzführung 
der Thüringer Polizei sichergestellt. Sämtliche eingesetzten Kräfte unterste-
hen während des Einsatzes den Vorgaben der Thüringer Einsatzleitung und 
handeln auf Grundlage der maßgeblichen Rechtsvorschriften. Darüber hin-
aus orientiert sich die Führungs- und Einsatzorganisation an der bundesweit 
geltende Polizeidienstvorschrift (PDV) 100 „Führung und Einsatz der Polizei" 
(VS-NfD). Sie bildet den verbindlichen Rahmen für Führungsorganisation, 
Lagebewertung, Einsatzplanung, Entscheidungsprozesse sowie die Zusam-
menarbeit verschiedener Polizeibehörden in komplexen Einsatzlagen. Un-
abhängig von ihrer Herkunftsbehörde handeln sämtliche eingesetzten Poli-
zeikräfte verbindlich nach diesen Vorgaben. Dies wird durch eine einheitliche 
Führungs- und Einsatzstruktur, standardisierte Führungsprozesse sowie 
fortlaufende lage- und einsatzbezogene Unterrichtungen sichergestellt. 

Zudem erfolgen bereits in Vorbereitung auf den polizeilichen Einsatz umfas-
sende Einweisungen, Führungsinformationen und fortlaufende Lageunter-
richtungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass die eingesetzten Kräfte fort-
laufend über Lageentwicklungen, Gefahrenprognosen, den Einsatzbefehl 
sowie weitere wesentliche einsatzrelevante Erkenntnisse informiert werden. 

Frage 3: 
Wie unterstützt die Landesregierung Einsatzkräfte dabei, Versammlungen 
und deren Zulässigkeit oder Unzulässigkeit rechtssicher zu bewerten, insbe-
sondere hinsichtlich der Bereitstellung von Strukturen, die die rechtssichere 
Begleitung sowie Kontrolle polizeilicher Maßnahmen (wie Auflagen, Auflö-
sungen, Platzverweise, ldentitätsfeststellungen, Durchsuchungen, Gewahr-
samsnahmen und unmittelbaren Zwang) direkt im Einsatz abzusichern? 

Antwort: 
Die Landesregierung unterstützt die zuständigen Behörden und die einge-
setzten Kräfte bei der rechtssicheren Bewertung von Versammlungslagen 
durch eine enge, lageangepasste und fortlaufende Abstimmung zwischen 
den Versammlungsbehörden, der Polizei sowie weiteren betroffenen Behör-
den bereits bei der Einsatzplanung sowie unmittelbar im Einsatzgeschehen. 
Gerade bei komplexen Versammlungslagen kommt einer frühzeitigen und 
strukturierten Kommunikation zwischen allen zuständigen Behörden beson- 
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dere Bedeutung zu. Hierdurch wird gewährleistet, dass versammlungsrecht-
liche, gefahrenabwehrrechtliche und einsatztaktische Erwägungen rechtzei-
tig zusammengeführt und auf Grundlage der geltenden Rechtslage bewertet 
werden können. 

Die rechtliche Bewertung von Versammlungen, Gegenversammlungen und 
sonstigen Protestformen erfolgt dabei auf der Grundlage des Art. 8 GG, der 
einschlägigen versammlungsrechtlichen Vorschriften, der polizei- und ord-
nungsrechtlichen Befugnisnormen sowie der hierzu ergangenen Rechtspre-
chung, insbesondere der verfassungsgerichtlichen Maßstäbe zur Versamm-
lungsfreiheit, zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, zum Grundsatz prakti-
scher Konkordanz und zur versammlungsfreundlichen Handhabung. Maß-
nahmen wie Auflagen, Beschränkungen oder Auflösungen dürfen nur bei 
Vorliegen der jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen und unter Beachtung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes getroffen werden. 

Im Vorfeld der Versammlungslage unterrichtet und berät die Landesregie-
rung die zuständigen Behörden im Rahmen von Dienstberatungen über ak-
tuelle Entwicklungen in der Rechtsprechung sowie über rechtliche und tat-
sächliche Erfahrungen aus vergleichbaren Versammlungslagen. Hierzu ge-
hört auch die Auswertung zurückliegender Einsatz- und Versammlungslagen 
sowie die Kontaktaufnahme mit Behörden anderer Länder, um dort gewon-
nene Erfahrungen in die eigene Lagebewertung einbeziehen zu können. Ziel 
ist eine möglichst einheitliche, rechtssichere und grundrechtsschonende 
Verwaltungspraxis. 

Darüber hinaus wird durch die zuständigen Behörden eine Kommunikations-
und Führungsstruktur vorgehalten, die es ermöglicht, rechtliche Fragestel-
lungen auch während des Einsatzverlaufs kurzfristig zu bewerten und in die 
Einsatzentscheidungen einzubeziehen. Dies betrifft insbesondere die Prü-
fung versammlungsrechtlicher Maßnahmen, die Bewertung polizeilicher 
Standardmaßnahmen wie Platzverweise, ldentitätsfeststellungen, Durchsu-
chungen und Gewahrsamsnahmen sowie die Anwendung unmittelbaren 
Zwangs. Die Entscheidung über konkrete Maßnahmen bleibt dabei stets an 
die gesetzlichen Tatbestandsmerkmale, die tatsächliche Lageentwicklung 
und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden. 

Soweit polizeiliche Maßnahmen im Einsatz erforderlich werden, erfolgt deren 
Anordnung und Durchführung innerhalb der bestehenden Führungs- und 
Verantwortungsstrukturen. Diese stellen sicher, dass die eingesetzten Kräfte 
nach den maßgeblichen thüringischen Rechtsgrundlagen, den Vorgaben der 
zuständigen Einsatzleitung und den einschlägigen rechtlichen Maßstäben 
handeln. Die rechtliche Begleitung dient dabei nicht der Vorwegnahme jeder 
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einzelnen Einsatzentscheidung, sondern der Absicherung einer rechtmäßi-
gen, einheitlichen und grundrechtswahrenden Einsatzpraxis. 

Die Landesregierung misst einer deeskalierenden, kommunikativen und ver-
sammlungsfreundlichen Vorgehensweise besondere Bedeutung bei. Die 
Wahrnehmung des Grundrechts aus Art. 8 GG ist zu schützen. Eingriffe 
kommen nur in Betracht, soweit hierfür eine tragfähige gesetzliche Grundla-
ge besteht, die tatbestandlichen Voraussetzungen erfüllt sind und mildere, 
gleich geeignete Mittel nicht zur Verfügung stehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Georg Maier 
(ohne Unterschrift, da elektronisch erstellt) 
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Landtag  Wenzel, Marco 

Von: TMIKL  Greyer,  Ute <Ute.Greyer@tmikl.thueringen.de> im Auftrag von 

TMIKL Kabinett-Landtag <Kabinett-Landtag@tmikl.thueringen.de> 
Gesendet: Montag, 29. Juni 2026 06:39 

An: Landtag Druckerei; Landtag Poststelle; TMIKL Presse; TSK Boek, Daniela 

Betreff: Dringlichkeitsanfrage  DS  8/3542 des Abgeordneten Schaft (Die Linke) - 

Antwort 

Anlagen: AE  SZ.pdf;  AE  SZ.docx 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf die angefügten Dokumente wird verwiesen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Ute  Greyer  

Bürosachbearbeiterin 
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